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Die deutſche Gegenliſte
Gon unſerem hkk.-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 4. März.
Wie verlautet, iſt die Liſte derjenigen Perſonen, deren Be

zrafung für begangene Kriegsverbrechen die deutſche Regierung
der Entente vorſchlagen wird, bereits fertiggeſtellt. Die Liſte
jt ſehr umfangreich, ſie umfaßt mehr Namen, als die von
der Entente uns überreichte Auslieferungsliſte und iſt auch mit
gelegen und BVegründungen bedeutend ausführlicher verſehen.
Die meiſten Perſonen, deren Beſtrafung verlangt wird, ſind
offiziere oder auch Mannſchaften, die ſich in den Gefangenen
und Jnternierungslagern an den dort gefangen gehaltenen
deutſchen vergriffen haben.

London, 4. März.
Aus einer Mitteilung Lloyd Georges im Unterhauſe ergibt

ich, daß die Vertreter der britiſchen Gerichtsbarkeit den Verhand
lungen in Leipzig beiwohnen, aber keinerlei amtliche Rolle über-
nehmen werden. Sie werden lediglich zuſehen, daß durch das
deutſche Gericht der Gerechtigkeit voll Genüge geleiſtet wird.

Der Unterſuchungsausſchuß
Der erſte Unterausſchuß des er

ſchuſſes, der die Frage der Vorgeſchichte des Krieges
bearbeitet, beſchäftigte ſich in einer Sitzung geſtern mit den über
ſein Aufgabenthema erſchienenen Publikationen. Es wurde noch
einmal darüber geſprochen, ob Kautsky auch weiterhin als Sach
rerſtändiger wirken ſoll. Aber da nun einmal der Beſchluß ge
faßt iſt, daß er bleiben ſoll, wird keine Aenderung in der Be
rufung der Sachverſtändigen mehr vorgenommen werden. Es
wird immer klarer, daß Kautskys Veröffentlichungen zum minde-
ſten außerordentlich einſeitig ſind. Die Unterſuchung dürfte mit
voller Klarheit ergeben, Deutſchland m Jahre 1914 über
fallen wurde, und nicht unſere Feinde. Die Akten zeigen mit
voller Deutlichkeit, daß der Krieg auch ohne den Mord von Sera-
jewo im Jahre 1914 ausgebrochen wäre, weil es unſere Feinde
ſo wollten. Heute tritt der Geſamtausſchuß zu einer Sitzung zu
ammen. Nach dieſer Tagung wird ſich dann der erſte Unter
usſchuß mit der Frage befaſſen, wann die öffentlichen Sitzungen
beginnen ſollen.

Die Volksabſtimmungen nach Pfingſten
Abſtimmung zunächſt in Oberſchleſien.

Nach einer Meldung des Pariſer „Temps“ teilte Millerand
in der Sitzu des Kammerausſchuſſes des Auswärtigen am
Sonnabend mit, daß die Volksab ſtimmungen in den
beſetzten deutſchen Landesteilen nach Pfingſten
beginnen werden. Zunächſt ſei die Volks abſtimmung

Oberſchleſien in Ausſicht genommen, um einem
ringen den Wunſche des verbündeten Polen zu

entſprechen.

Die KAufteilung der Türkei
London, 4. März.

Der Oberſte Rat hat ſich vertagt, da Nitti morgen nach
talien zurückkehrt. Millerand kann nicht vor Ende nächſter
oche nach London kommen. Die Konferenz der Miniſter des

Aeußern wird jedoch im Foreign Office weiter tagen. Sie wird
ſich mit der Fertigſtellung des Vertrages mit der Türkei und mitunerledigten Fragen im Fmammekhange mit dem ungariſchen

Friedensvertrag befaſſen. Man hofft, daß der türkiſche Frie
densvertrag der Türkei am 22. März in Paris überreicht werden
kann. Die „Times“ greift die langſame Arbeitsweiſe
des Oberſten Rates ſcharf an. Das Blatt ſchreibt, die Türkei
werde wahrſcheinlich nur einen Bruchteil ihres früheren Reiches
behalten. Dieſer werde durch keine Regierung verteidigt, ver
waltet oder entwickelt werden können.

Paris, 4. März.
Die nächſte Konferenz der alliierten Miniſterpräſidenten

ſoll in San Remo ſtattfinden, und zwar zu Anfang
April Zu gleicher Zeit wird in Rom die internationale
Finanzzuſammenkunft, die der Völkerbund veranſtaltet, erfolgen.
die Pariſer Morgenblätter nehmen allgemein an, daß das
wirtſchaftliche Manifeſt an Freitag veröffentlicht wird.
Da die Vertreter Frankreichs auf der Konferenz ſeinem Jnhalte
nicht reſtlos zuſtimmen konnten, liegt die Entſcheidung bei der
franzöſiſchen Regierung.

Frankfurt a. M., 4. März.
Der römiſche Berichterſtatter der „Frankf. Zeitung erfährt,daß Nittis Londoner Bemühungen für eine h und wirt-

ſhaftliche Reviſion des Verſailler Vertrages erfolgreich
waren.

Rom, 3. März.
Nitti wird am Sonntag zurückerwartet und wird ſofort das

Parlament einberufen zur Beſprechung der
Londoner Verhandlungen, ebenſo wird er über ſeine
nur von Millerand bekämpften Bemühungen um die Wieder
annäherung der Entente an Rußland Bericht er
ſktatten. „Stefani“ beſtätigt, daß der Oberſte Rat in der erſten
Aprilhälfte nach Rom überſiedele

Paris, 4. März.
Vie Pertingx im „Echo de Paris meldet, ſtellte der italieni

J Miniſterpräſident Nitti den formellen Antrag, den un ga
ſchen Friedensvertrag umzuändern. Die dreiſawiſchem rumäniſchem und

ſ

Nillionen Magyaren aus ſüd
tſhecho-ſlowakiſchem Gebiet müßten Ungarn zugeſprochen wer
n. Pertinax meint, Lloyd Eeorge

reüeniſchen Kollegen. Pertinagx iſt unzufrieden, denn er glaubt,
79 eine derartige Politik zerſtöre man mit eigenen Händen
wie a da in Paris ſeit mehr als einem Jahre aufgerichtet

teile die Anſicht c
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Berlin, 4. März.
Schluß der Vormittags Sitzung.

Jm r an die Ausführungen des Herrn Erſten Staats
wut nahm der Oberſtaatsanwalt, Dr. von Krauſe das

ort zur
Begründung

des Strafantrages. Er kommt noch einmal auf den Fall
Dombrowsky zu ſprechen. Am 31. Juli 1919 erſchien im
„Berl. Tagebl.“ eine Notiz, die ſchwerſte Angriffe gegen den

t Helfferich enthielt. Es wurde ihm vorgeworfen, daß
er als Beamter des Kolonialamtes ſeine Stellung zugunſten
der Deutſchen Bank mißbraucht habe. Der Jnhalt dieſes
Briefes war von Anfang bis Ende unwahr. Der Redakteur
Dombrowskhy hat die Veröffentlichung dieſer Notiz mit dem
Ausdruck des Bedauerns zurückgenommen. In dieſer Angelegen-

iſt manches ſehr bedenklich, in erſter Linie die Leichtfertig-
eit und Schnelligkeit, mit der ſchwere Angriffe gegenüber einer

prominenten Perſönlichkeit erhoben wurden. ätte man, ich
nenne abſichtlich keine Namen, ſich die Zeit gelaſſen, die Sache
nachzuprüfen, ſo wäre die Veröffentlichung unter
blieben. Ebenſowenig hat Herr noch in dem von
amtlicher Seite ausgegebenen Bericht ausdrücklich erklärt, daß
er von der Angelegenheit vor der Drucklegung nichts gewußt habe.

Meine Herren! Durch ſolche Mißbräuche wird das Ver
trauen des Volkes über die Richtigkeit und Zuverläſſigkeit
amtlicher Mitteilungen ſehr erſchüttert. Jch halte das für äußerſt
verwerflich. Jm übrigen iſt aber nicht durchaus einwandfrei
erwieſen, daß der Nebenkläger von dem Jnhalt der Notiz vor der
Veröffentlichung Kenntnis gehabt hat. Und in dieſem Falle iſt
m Angeklagten der Beweis für ſeine Behauptungen nicht ge
ungen.

Jch will nun über die juriſtiſchen Folgerungen
ſprechen. Daß die Flugſchrift des Angeklagten

das Produkt eines einheitlichen Willens und
orſatzes iſt, habe ich bereits früher dargelegt. Ankräge und Er

öffnungsbeſchluß haben Beleidigungen nach dem S 185 und t 186
in idealer Konkurrenz angenommen. Nun iſt hier die

Rechtslage
folgende:

Jch ſprach zuerſt von der tatſächlichen Belerdigung
des Angeklagten, die mehrere Beleidigungen aufſtellt. Ob die
einzelnen Beweiſe gelungen ſind, darauf kommt es nicht an.
Worauf es ankommt, iſt, ob der Angeklagte für die einzelnen
Beleidigungen den Nachweis mit Erfolg geführt hat. Die
Staatsanwaltſchaft hat folgende fünf Beleidigungen
aus der Flugſchrift herausleſen können:

1. den Vorwurf der Verquickung politiſcher und gemein-
ſchaftlicher Jntereſſen,

2. Rechtsbeugung,
3. Unwahrhaftigkeit,
4. Denunziation,
5. den Vorwurf der Unwahcrhuftigkeit.
Dieſe Beleidigungen ſind durch eine einheitliche Handlung

begangen worden.
Von einer Verurteilung nach F 186 kann und darf in Anbe

tracht der Umſtände keine Rede ſein.
ſicht der Staatsanwaltſchaft eine Verurteilung nach S 185 ausge
ſprochen werden. Jm politiſchen Kampf iſt man an ſtarke Vor
würfe gewöhnt, und man darf nicht jedes Wort im politiſchen
Kampf auf die Wagſchale legen. Dagegen kann die Stgats-
anwaltſchaft in Worten wie „Reichsverderber“ und ähnlichem
keine Beleidigung erblicken. Wohl aber muß die Staatsanwalt
chaft andere Ausdrücke als offenbare Beleidigungen anſehen.
ls ſolche Beleidigungen erblickt die Staatsanwaltſchaft folgende

Stellen der Flugſchrift:
1. Es bleibt gar nichts übrig, ols dem Urheber bkieſer Ge

meinheit damit öffentlich meine Verachtung aus-
zuſprechen.

2. wird dem Nebenkläger eitle Schaumſchlägerei vor
geworfen,

3. Die Handlungsweiſe Erzbergers wird als
gemeingefährlich und niederträchtig bezeich
net und der Vorwurf der Dreiſtigkeit wird erhoben.

4. wird dem Nebenkläger vorgeworfen, er beſitze eine kaum
zu übertreffende Schamloſigkeit,

5. re flast. das Verfahren des Nebenklägers ſei un an
n di g.

Dieſe Ausdrücke ſind Kundgebungen der Verachtang und
Nichtachtung in ſchwerſter Form. Sie ſind Beleidigungen im
Sinne des S 185. Es fragt ſich nun, ob dem Angetlagten der
Schutz des S 193 (Wahrnehmung berechtigter Jntereſſen) zuzu
billigen iſt. Jch glaube, dieſe Frage verneinen zu muſſen.
Der Angeklagte war der Angreifer und die Ta:ſache der Ver
öffentlichung der Angriffe ſcheidet eine Anwendung diefes Para-
graphen aus. Jeder Teilnehmer an dieſer Verhandlung hat
vielmehr das Gefühl gehabt, daß Herr Helfferich angreifen
wollte. Er hat den Kampf aufgenommen, um den Rücktritt
Erzbergers vom Miniſterpoſten zu erzwingen. Er hat ausdrück-
lich beleidigen und verletzen wollen. Er hat den Kampf immer
wieder von neuem aufgenommen Es fragt ſich nun ſchließlich,
ob der S 199 angewendet werden kann.

Jn dieſem Paragraphen werden Beleidigungen ſtraffrei gelaſſen, wenn ſie eine unmittelbare Folge anderer Beleidigungen

waren und auf der Stelle erwidert worden ſind. Auch das trifft
nicht zu, wenn es ſich auch ſehr oft um Beleidigungen handelt,
die eine Folge der Angriffe des Herrn Nebenklägers waren. Jn
verſchiedenen re waren übrigens die Annahmen des An-
eklagten vollſtändig falſch, und ein Beweis in dieſen Fällen iſt
m auch nicht gelungen

Mit all dieſen habe ich nicht beſtreiten wollen,
daß der Angeklagte bei dem Kampf von Beweggründen geleitet

wurde, die in erſter Linie uneigennützig waren. Aber

Wohl aber muß nach An

Dr. Alsberg pricht
trotz dem muß die Staatsanwaltſchaft die Verurteilung bean
tragen. Bei der Strafbemeſſung iſt weiter zu berückſichtigen, daß
dem Angeklagten ein großer Teil des Wahrheits-
beweiſes geglückt iſt, wenn auch viele ſchwere Be
chuldigungen nicht erwieſen werden konnten. Dazu
ommt, 23 auch der Angeklagte von dem Nebenkläger öfters

ſchwer beleidigt worden iſt.
Unter Berückſichtigung aller dieſer Umſtände und Jnbe-

trachtziehung der Vermögensverhältniſſe des Angeklagten be
antrage ich die Verurteilung zu einer Geldſtrafe von 300 Mark.

Jch bin am Ende meiner Rede. Die Staatsanwaltſchaft hat
in allen ihren Ausführungen zur Schuldfrage ſich ſtrengſter Sachlichkeit befleißigt. Die Staatsanwaltſchaft hat auf alle politiſchen

Betrachtungen verzichtet und ſie hat ſich ſtreng auf den Boden
der Strafprozeßordnung geſtellt. Mögen jedenfalls alle Poli-
tiker und Parlamentarier, mögen die berufenen Vertreter der
Preſſe ihre Folgerungen aus dieſem Prozeß ziehen und
möge dieſer Prozeß ſelbſt zur Reinigung und Geſun-dung des s fſen lichen Lebens beitragen. Dann iſt
die mühevolle Arbeit, die hier durch mehr als acht Wochen ge
leiſtet wurde, nicht vergeblich geweſen.

Das Plaidoyer Dr. Klsbergs
Jn der Nachmittagsſitzung, die durch das Plaidoyer des

Rechtsanwalts Als berg ausgefüllt war, zitterte, ſo drahtet
unſer hf-Sonderberichterſtatter, die Wirkung der Ausführungen
des Erſten Staatsanwalts von Clauſewitz und des Strafantzag es
des Oberſtaatsanwalts von Kraäuſe, der auf nur 300 Mark Geld
ſtrafe lautet, noch ſtark nach. Alsdann wurde das Für und Wider
erwogen, ob der Gerichtshof nicht auf Grund der F8 198 oder 199
zu einer Freiſprechung käme, und faſt an keiner Stelle im Saale
wurde noch mit der Verhängung einer Gefängnisſtrafe oder
höheren Geldſtrafe gerechnet. Die Stimmung am Erzbergertiſche,
an dem er ſelbſt auch am Nachmittag nicht ſichtbar war,
ſenkte ſich offenbar mehr und mehr. Alsberg ſprach leidenſchaft-
lich und ging beſonders in der Hapag Angelegenheit gegen
Erzberger ins Feld. Dieſen Fall bezeichnete er als den dun-
kelſten Punkt in der Verquickung von Politik und Geſchäft.
Dann ſchleuderte er die Worte von der

Verhökerung von Einfuhrſcheinen
in den Saal und meinte, dieſe verwüſtende Wirkung im Wirt
ſchaftsleben ſei die Folge des Erzbergerſchen Verhaltens. Man
ſehe ihn förmlich noch vor ſich, wie er in der Nationalverſammlung
entrüſtet von Schiebern in der Schweiz geſprochen habe, die es
doch ſelbſt förderte. Bei dieſer Ausführung entſtand lebhafte Be
wegung im Saale. Nachdem der Verteidiger etwa zwei Stun-
den geſprochen hatte, fragte der Vorſitzende, ob er eine kleine
Pauſe haben wollte. Er lehnte höflich ab und ſprach dann noch
eine gute Stunde weiter. Er geißelte beſonders ſcharf
das Vorgehen Erzbergers in der Frage der Steuerpolitik gegen
über ſeinem Mandanten. Mit Nachdruck ging er auf die un
wahre Darſtellung des angeblich amtlichen Auftrages zur Wiener
Reiſe ein. Zum Schluß meinte er, wenn in den Worten
„Schaumſchlägerei“, „Unanſtändigkeit“ uſw. eine Beleidigung er-
blickt werden ſollte, dann müßte doch auch in dieſer Beziehung
eine Beweis aufnahme ſtattfinden, er hoffe aber, daß das
Gericht eine greifbare Beleidigung darin nicht findet. Denn vor
allen Dingen dürfe nicht vergeſſen werden, daß Helfferich in
Notwehr gehandelt habe, und zwar handelte es ſich um die Ab
wehr eines rechtswidrigen Angriffes auf ſeine Ehre und ſein
Leben, indem ihm mit der Auslieferungsliſte gedroht wurde.
Und wenn er dann zum ſcharfen Angriff überging, ſo könnte
Helfferich das wohl jeder gerecht Denkende nachfühlen.

Nach der Mittagspauſe führt der
Verteidiger Dr. Alsberg

in ſeinem Plädoyer aus:
Der Herr Oberſtaatsanwalt hat den Kampf der beiden

Staatsmänrer, die ſich faſt ſieben Wochen in dieſem Saal gegen
übergeſtanden haben, auf politiſche Gegnerſchaft zurückgeführt.
Politiſche Gegner ſind allerdings der Angeklagte und der Neben-
kläger. Parteipolitiſche Gegenſätze ſind es jedoch nicht, die zu
dieſem Streit die Veranlaſſung gegeben haben, in parteipolitiſche
Gegenſätze iſt er nicht ausgemündet. Mit allen politiſchen Par
teien Deutſchlands glaubt ſich vielmehr der Angeklagte eins zu
wiſſen in der Auffaſſung, daß die Fragen, die den politiſchen
Untergrund dieſes Prozeſſes gebildet haben, der partei-
politiſchen Betrachtung ſchlechthin entrückt ſein
müſſen. Jſt dem Nebenkläger Unreinlichkeit ſeines politiſchen
Wirkens, Unwahrheit in ſeinem politiſchen Auftreten nachge
wieſen Das werde ich ſtreng vom Standpunkt des Rechtes,
und allein von dieſem aus, beweiſen. Um die Berechtigung des
vom Angeklagten erhobenen Vorwurfes der unſauberen Ver
miſchung politiſcher und geſchäftlicher Tätigkeit nachzuweiſen,
ſchicke ich folgendes voraus: Der Beruf des Abgegrdneten trägt,
wie bei Laband und in dem Staatslexikon von Bachem richtig
a wird, den Charakter des öffentlichen Amtes in ſich. Eines

mtes, welches das nationale Ethos zum Ausdruck bringen
ſoll. Oberſter und heiligſter Grundſatz des Beamtenrechtes iſt

aber die r r des Beamten in beauf alles, was mit der Amtsführung in Zuſamn.enhang S
Das hat dazu geführt, daß das Strafgeſeßzbuch im Par
381 als Beſtechung ſchon die Annahme von Vorteilen für eine



pflichtwidrige und nicht in das Amt einſchlagende Hand
unter Strafe ſtellt. Die elementarſten Grundſätze des

öffentlichen Lebens würden verletzt, wenn ein Abgeordneter
irgend welche Vorteile für eine Tätigkeit annimmt, bei der er
on der ihm als Abgeordneten eingeräumten Machtſtellung Ge
auch macht. Mit beſonderer Schärfe aber jſt es zu verur-

teilen, wenn ein Abgeordneter nicht nur ſeine Machtſtellung aus
nutzt, ſondern ſie direkt mißbraucht. Keine Regierungs
form, und auch natürlich nicht die parlamentariſche, kann eine
Verquickung politiſcher und geſchäftlicher Tätigkeit dulden. Jn
einem Artikel der „Kölniſchen Volkszeitung“ vom 28. Juli 1905
wird es mit großer Schärfe gegeißelt, daß ſich in Deutſchland
Beamte dazu hergeben, in den Aufſichtsrat von Aktiengeſell-
chaften einzutreten. Der Herr Nebenkläger wird einwenden,

ß der Artikelſchreiber ein übertriebenes Feingefühl für das
habe, was ſich zur Korruption auswachſen könne. Doch wird
dieſer Einwand des Herrn Nebenklägers einigermaßen dadur n
erſchwert, daß er und der Artikelſchreiber ein und dieſelbe
Perſon ſind. Jedenfalls wollen wir über die Dinge, die hier
zu beurteilen ſind, weniger ſtreng zu Gericht ſitzen, als es der
Herr Nebenkläger nach den in dieſem Artikel zur Geltung ge
brachten Anſchauungen ſelbſt müßte.

R.A. Dr. Alsberg geht dann auf die einzelnen Fälle derVermiſchung politiſcher Tkrigteit und eigener Geldintereſſen

ein und erörtert zunächſt die Tätigkeit Erzbergers für den
Thyſſen-Konzern.

Dieſe Tätigkeit, führt der Anwalt aus, war in Wirklichkeit
nichts anderes als eine Verdingung politiſchen Ein-
fluſſes gegen Entgelt. Der Name, „Aufſichtsrat“ war
das juriſtiſche Gewand, nicht der wirtſchaftliche Jnhalt der Be
giehungen des Nebenklägers zum Thyſſen-Konzern. Jn denAufſichtsräten unſerer Jnduſtriegeſellſchaften ren entweder

Sachverſtändige, die wirklich beaufſichtigen, oder Vertreter an
derer Jnduſtrien, die der Geſellſchaft neue Geſchäfte vermitteln.
Damit konnte Herr Erzberger nicht dienen. Seine Gegen
leiſtung beſtand nicht in finanziellen Bejiehungen, ſondern in
ſeiner politiſchen Macht. Er ſollte bei den Behörden
und im Parlament Stimmung machen, den Alltagsverkehr mit
Reichsämtern erleichtern und fruchtbarer geſtalten. So wurde
er angenommen und

wie ein feſt beſoldeter Agent
entlohnt. Damit die Höhe dieſer Entlohnung, die faſt ein
Miniſtergehalt ausmachte, nicht auffiel, wurde er Aufſichtsrats-
mitglied dreier Thyſſen- Geſellſchaften. Wenn Herr Erzberger
ſelbſt an die Politik glaubte, die er uns hier in den erſten Ver
in e ne vorgetragen hat, ſo müßte er ſelbſt ſagen, daß
eine Tätigkeit für Thyſſen ihm den Blick für das Politiſch-

Richtige getrübt hat. Wie hätte er ſonſt, der kurze Zeit nach der
Marneſchlacht den Krieg als verloren anſah, noch am 18. Mai
1917, alſo acht Wochen vor der Friedensreſolution, noch die
Propaganda für die Annexion des Brieygebietes
übernehmen können Wie hätte er ſonſt noch am 10. Juli, alſo
nach ſeinem ſenſationellen Vorſtoß in der Friedensfrage, gegen-
über dem Freiherrn v. Stein die Auffaſſung vertreten können,
die von ihm propagierten Friedensziele ſeien mit der Annexion
von Briey und Longwy keineswegs unvereinbar? Der Mann,
der gegen den heutigen Angeklagten den ſchweren, tatſächlich
unrichtigen Vorwurf ſchleudern zu können glaubte, er habe völ-
kerrechtswidrige Aſpirationen auf Belgien begünſtigt, trug keine
Bedenken für die weiteſtgehenden Wünſche Thyſſens in bezug
auf den privatrechtlichen Erwerb von Erzfeldern im Briey-
Gebiet einzutreten. Jch habe es verſtehen können, wie ſchmerz-
lich dem Politiker Erzberger gerade dieſe Feſtſtellung im Laufe
des Prozeſſes geweſen iſt.

Jn der Frage der Ausfuhrabgaben muß ich ent-ſchieden weitergehen als der Herr Oberſtaatsanwalt. Als
Thyſſenſcher Aufſichtsrat hatte Herr Erzberger nur ein laues
Jntereſſe für die Beteiligung des Reiches an den Ausfuhr-
gewinnen. Er verhinderte ſogar durch ſeine ablehnende Haltung,
daß die Regierung die vom Staatsſekretär Helfferich dringend
gewünſchte geſetzliche Handhabung zur Erfaſſung der Ausfuhr-
gewinne in die Hand bekam. Bei der Ausfuhr von Schutz
ſchildern nach Holland hat ja auch der Oberſtaatsanwalt ein un
zuläſſiges Einſetzen politiſcher Machtſtellungen zugunſten pri-
vater Jntereſſen anerkannt. Der Oberſtaatsanwalt hat aber
die ſymptomatiſche Bedeutung dieſes Einzelfalles für
die Würdigung der Erzbergerſchen Stellungnahme zu der grund-
ſätzlichen Frage der Ausfuhrabgaben verkannt. Wenn Herr
Erzberger es nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Thyſſen
Konzern Herrn Thyſſen gegenüber an Treue fehlen ließ, ſo
konnte ſich Herr Berger über dieſen Artikel nicht beklagen. Denn
nach ſeinem Ausſcheiden aus der

Tiefbaugeſellſchaft Berger
ſchwand Herrn Erzbergers Jntereſſs für die Bergerſchen Ge
ſchäfte nicht jäh dahin. Er hat bei der Vertretung der Berger-
hen Intereſſen im Kriegsminiſterium eine Anhänglichkeit an
ieſe Geſellſchaft bewieſen, deren der Herr Nebenkläger ſich jetzt

Fau P ſchämt, daß er ſie ſogar ünter Eid beſtritten hat. Jm
Il Berger hat nicht erſt das geweſene Aufſichtsratsmitglied

Erzberger der Firma ſeinen politiſchen Einfluß zur Verfügung
geftellt, ſondern die Zuwahl Erzbergers erfolgte nach der
eigenen Bekundung des Kommerzienrats Berger weſentlich im
Hinblick auf den politiſchen Einfluß des Herrn Nebenklägers.

berger ſi

Jm Viehhandelsfall iſt Herr Erzberger nur durch ſeine
Ernennung zum Staatsſekretär den vom Herrn Oberſtaats-
anwalt richtig gekennzeichneten Gewiſſenskonflikten entgangen.
Wie ſchwer ſich Herr Erzberger mit ſolchen Konflikten abzu
finden weiß, geht deutlich aus dem aufgerollten Fall des
Kowatſchverfahrens hervor, in dem das Verhalten des Neben-
klägers geradezu ein Schulbeiſpiel für das iſt, was die Para-
graphen 14 und 15 des Geſetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb zivil und ſtrafrechtlich verpönen. Einzig in der Quan-
tität, wuchtig in der Qualität reiht ſich der Fall Ping'odin
an, bei dem die prozeſſuale Tragik für Herrn Erzberger darin
liegt, daß erſt durch einen ſeinerſeits mißglückten Entlaſtungs-
verſuch ein Vorgang in ein grelles Licht geſetzt wurde, deſſen für
den Nebenkläger kataſtrophal kompromittierende
Bedeutung vorher nicht erkennbar war.

Jn der Beurteilung des Falles Anhydat ſchloß ſich der
Verteidiger den Ausführungen des Oberſtaatsanwaltes an. Jm

Fall Richter
lagen die Dinge anders. Herr Erzberger habe an den Eiſenbahn
miniſter, alſo an ſeinen Kollegen, einen Brief geſchrieben, in
welchem er ihn bat, den Leiter einer Fabrik, an welcher der
Nebenkläger finanziell intereſſiert war, perſönlich zu empfangen.
Es ſei nicht das Verdienſt des Herrn Erzberger, wenn dieſer
Jnterventionsverſuch zugunſten ſeiner eigenen Geldintereſſen
an dem Pflichtbe wußtſein der preußiſchen Be
amtenſchaft geſcheitert ſei. Soweit die Handlungen des
Nebenklägers in Betracht kommen, liege hier zweifellos eine
ſchwere Ausnutzung feiner amtlichen Stellung zugunſten ſeiner
eigenen Geldintereſſen vor. Dr. Alsberg ſagte weiter: Jm
Falle der

Hapag- Aktien

muß ich eine von der Beurteilung des Herrn Ober
ſtaatsanwaltes völlig abweichende Auffaſſung
zur Geltung bringen. Dieſer Fall bildet das dunkelſte Kapitel
in r r s r Betätigung des Herrn Erzberger.Noch nie hat in der Geſchichte der nationale Stolz und die natio-
nale Wohlfahrt eines Volkes eine ſo tiefe Demütigungerfahren, wie bei der Auslieferung der deuifsen
Handeksflotte. Aus dieſer Erniedrigung hat Herr Erz-
berger die Kraft zu einem eigenen beträchtlichen
Spekulationsgeſchäft geſchöpft. Aber die national-
moraliſche Seite dieſes Falles hat auch ein würdiges ſozial-
moraliſches Seitenſtück. Denn der mühe- und riſikoloſe Speku-
lationsgewinn, den Herr Erzberger hier gemacht hat, iſt ihm nur
dadurch möglich geweſen, daß er als einer der ganz wenigen
intimſte Kenntnis von den wirtſchaftlichenKonſequenzen hatte, die ſich für die betroffenen Schiff-
fahrtsgeſellſchaften ergaben. Um dieſem Fall einen ganz un-
weideutigen Abſchluß zu geben, fehlte nur noch, daß Herr Erz-9 Einfluß auf die Wertſteigerung der Hapag- Aktien be

ſchafft hätte, nachdem er ſie gekauft hatte. Er, der Verteidiger,
gehe natürlich nicht ſo weit, behaupten zu wollen, daß Erzberger

den Reedern eine Entſchädigung von anderthalb Milliarden zu
geſagt und ausbezahlt habe, um an ſeinen Aktien einen Kurs
gewinn zu machen. Aber die Tatſache, daß der Nebenkläger in-
folge ſeiner amtlichen Handlung einen beträchtlichen Kursgewinn
erzielt habe, bleibe beſtehen. Jeder Opferwille zugunſten der
Allgemeinheit werde im Keim ertötet, wenn man ſähe, wie ein
einzelner dank ſeiner Beziehungen zu dieſem Staat für ſich per
ſönliche Vorteile herauswirtſchaften könne. Und daß ausgerech-
net dieſer einzelne der großſprecheriſchſte Verkünder
l Pflichtgebote ſei, müſſe man als einen Witz

er Weltgeſchichte bezeichnen.
Der Verteidiger geht dann auf die Fälle

Angele und Dr. Denk
ein, die ergeben haben, daß für die Schützlinge des allmächtigen
Abgeordneten Grundſätze, an denen die Behörden ſonſt unver-
brüchlich feſthalten, außer Kraft geſetzt ſeien. Wenn der Staat
r ſeinen Untertanen moraliſche Verpflichtungen hat, ſo
arf er weder den Weg der Schiebung, noch den rg der Bevor-

zugung einzelner einſchlagen. Beide Wege hat hier der Miniſter
zugunſten eines Mannes geöffnet, der zufällig ſein Duzfreund
war. Die Fälle Oele und Fette, Gabriel Erzberger, Bertel und
Wolff ſtreift der Verteidiger nur kurz. Die im Jnland und
Ausland geradezu verwüſtende Tätigkeit des Nebenklägers bei
der Erlangung und Verhökerung von Einfuhrſcheinen habe der
Oberſtaatsanwalt hinreichend gebrandmarkt. Auch im Fall
Wolff habe ſich das Geſamtergebnis des Wahrheitsbeweiſes von
überwältigender Wucht ergeben.

Das Kapitel
„Unwahrhaftigkeit“

des Herrn Nebenklägers hat ſich in dieſem Prozeß als ebenſo
roß als trübe erwieſen. Der Fall Pöplau iſt ein Muſterbeiſpiele die von dem Angeklagten behauptete Unwahrhaftigkeit. Wort

für Wort iſt in der Beweisaufnahme das, was in der Broſchüre
ausgeführt wurde, nachgewieſen worden. Der unbeeidigte Herr
Erzberger hatte im Reichstag behauptet, er habe bei Herrn
v. Loebell den leider vergeblichen Verſuch gemacht, die Reichs-
regierung zu einer öffentlichen Unterſuchung und Klarſtellung
des Pöplauſchen Anklagematerials gegen die Kolonialverwaltung
zu veranlaſſen. Der beeidigte Herr Erzberger hat aber zugeben
müſſen, daß er im Auftrage von Pöplau unmittelbar vor der
Schlußſitzung in dem gegen dieſen ſchwebenden Diſziplinarver-
fahren zu Herrn v. Loebell, als den Chef der Reichskanzlei, ge-
gangen ſei, um dieſen unter Hinweis auf das im Beſitz von

(Nachdruck verboten.)

Das Spiel mit dem Tode
59] Roman von Lola Stein.
„Amerikanisches Copyright 1919 by Carl Duncker, Berlin.“

Frau Lindner ſprach der Wahrheit gemäß. Sie machte
kein Hehl aus ihrer Abneigung gegen ihren verſtorbenen
Stiefſohn, ſie gab zu, daß er ſeine Frau maßlos gequält.
Sie betonte Majas Sanftmut und Güte, ihre Reinheit. Aber
auch ſie ſchien überzeugt von einem Verbrechen, daß Raoul
Bronſart an dem Oberlandesgerichtsrat begangen.

Sehr ähnlich geſtaltete ſich die Ausſage der nächſten
Zeugin, Fräulein Erika Kürſchner. Sie hatte die erregten
Szenen zwiſchen Axel Lindner und Raoul Bronſart mit
erlebt, hatte überhaupt, da ſie bei ihrer Kuſine im Hauſe
wohnte, mancherlei über Raoul Bronſart zu ſagen. Jhr
Zeugnis fiel ungünſtig für ihn aus. Jhrer Kuſine traute ſie
nur das Beſte und Reinſte zu.

Dann begann die Vernehmung der Dienſtboten, die
mehrere Tage in Anſpruch nahm. Denn ſie war ſehr wichtig.
Das Gericht ging von der Annahme aus, daß dem Ober-
landesgerichtsrat allmählich in Speiſen und Getränken Gift
verabfolgt worden ſei. Aber auf welche Art war dies ge
ſchehen?

Die Köchin erzählte, daß Frau Lindner ſich nie um wirt-
ſchaftliche Dinge beſonders viel gekümmert habe, ſelten nur

ſei ſie in die Küche gekommen. Sie ſelbſt ging täglich zu ihr
hinauf, um die Speiſenfolge für Mittags und Abends mit
ihr zu beſprechen, und um die Wirtſchaftsbücher von ihr durch
ſehen zu laſſen. Um das Kochen ſelbſt, um die Speiſen habe
Frau Lindner ſich nie gekümmert.

Die Köchin ſowohl, wie die beiden Stubenmädchen und
die Jungfer lohten ihre junge Herrin, prieſen ihre Milde und
ſtete Liebenswürdigkeit, ihre Freigebigkeit. Jhnen allen hatte
die junge Frau leid getan, die ſo hart unter den Launen
und Qualereien des Gatten zu leiden hatte.

Einer der wichtigſten 223 war der Diener Paul. Er
einer Ausſags hina nieles ab.

Er ſagte, daß er ſtets das Gefühl gehabt habe, Dr.
Bronſart wolle ſeinem Herrn nicht wohl, aber etwas Poſitives
gegen Raoul Bronſart konnte er auch nicht erbringen.

Die Speiſen wurden Mittags und Abends in einem Auf-
zuge von der Küche nach oben befördert, dort nahm Paul die
Platten in Empfang, brachte ſie ins Eßzimmer und reichte ſie
dort zuerſt der Hausfrau, dann dem Oberlandesgerichtsrat.
Es ſchien eine Unmöglichkeit, in dieſe Speiſen Gift zu miſchen,
da die Herrſchaften ſtets das Gleiche aßen, Frau Lindner
hätte ebenſogut daran erkranken können wie ihr Mann.

Daß Dr. Raoul Bronſart dem Toten bei ſeinen Be
ſuchen das Gift beigebracht haben ſollte, war ebenſo undenk-
bar. So blieb nur die eine Möglichkeit, daß Maja Lindner
ihrem Gatten Abends ſpät, wenn dieſer im Bette lag und der
Diener ſich zurückgezogen hatte, das Gift in irgendeinem
Tranke reichte. Hiervon wußte Paul natürlich nichts, aber
er ſchien es für ausgeſchloſſen zu halten.

„Und daß der Angeklagte Gift in Speiſen oder Getränke
tat, wenn der Oberlandesgerichtsrat nicht im Zimmer war,
iſt unmöglich?“ fragte der Staatsanwalt.

„Herr Bronſart war niemals mit Speiſen oder Ge
tränken allein,“ erwiderte Paul entſchieden. „Wenn Herr
Dr. Bronſart bei uns ſpeiſte oder auch nur etwas trank,
dann brachte ich oder eins der Mädchen die Speiſen und Ge
tränke ja immer erſt ins Zimmer, wenn die Herrſchaften ver
ſammelt waren. Der Oberlandesgerichtsrat hat niemals
das Zimmer verlaſſen, wenn Herr Dr. Bronſart bei ihm
war. Das weiß ich gewiß, ich war ja ſtets in nächſter Nähe.
Nur am letzten Abend blieb Dr. Bronſart einige Minuten
allein im Herrenzimmer, weil der Oberlandesgerichtsrat von
Herrn Dr. Herford am Telephon verlangt wurde und der
Apparat im Herrenzimmer nicht funktionierte. Damals
wollten die Herren gerade Wein trinken, die Gläſer waren
ſchon eingeſchenkt, als ich Herrn Dr. Herford meldete. Das
war aber auch das einzige Mal, daß Dr. Bronſart mit Ge-
tränken und Speiſen allein in einem Zimmer bei uns war.“

„Dieſes eine Mal könnte vollauf genügen,“ ſagte der

e ie weiterVoxlibende in exregtem Tone. „Eraablen Sie

Anleihen decken könne.

Pöplau befindliche Material zu befragen, ob nicht die Anglegenheit auf einem anderen Wege, als durch t e
ZbergeyDiſziplingrverfahrens beigelegt werden könne. Herr

will ſelbſt eine ablehnende Antwort erwartet haben. Auf deeinen Seite ſteht alſo das angebliche Verlangen nach öffentliche
Unterſuchung, auf der anderen Seite das Verlangen der Unter
drückung eines ſchwebenden Verfahrens, verbunden mit dem An,
gebot der Vertuſchung und mit einer Drohung, die einer Er

reſſung verzweifelt ähnlich ſieht. Unwahrhaftig-keit mit einem nicht unbeträchtlichen Zuſatz von Jntrigen iſt au

das Kennzeichen des Verhaltens Erzbergers zu den von dem
Angeklagten als Staatsſekretär eingebrachten Steuervor
lagen. Herr Erzberger, der die Steuerpolitik Helfferichs au
einen leichtfertigen Charakter des Angeklagten zurückführe
wollte, hat ſich hier in der Verhandlung atteſtieren laſſen müſſen
wie das, was e von dem Angeklagten zu wenig geſ ahvon dem Nebenkläger als zu viel bekämpft worden iſt. da
dem Zeugnis ſeines eigenen Fraktionschefs, Exzellenz v. Spahn
ſteht feſt, daß es der Abgeordnete Erzberger war, der ſogar der
Abſicht des damaligen Staatsſekretärs Helfferich, wenigſtens die
Zinſen der Kriegsanleihe durch neue Steuern zu decken, einen
intriganten Widerſtand entgegengeſetzt hat. Herr Erzberger ver
trat die leichtfertige lin daß es bei der Höhe der Kriegs,
koſten auf ein paar hundert Millionen nicht ankomme, und da
man deshalb die Zinſen der Kriegsanleihen ruhig aus neuen

Um dieſes Ziel zu erreichen, hat Herr
Erzberger die Mär verbreitet, er habe einer Beſprechung beim
Reichskanzler beigewohnt, in welcher dieſer die Erklärung ab
egeben habe, Herr v. Bethman Hollweg lege auf die Vurch-rkatung der Steuervorlagen keinen Wert. Angeſichts dieſes

Verhaltens muß es als ein milder Ausdruck erſcheinen, wenn der
Angeklagte in ſeiner Broſchüre ſchreibt, Herr Erzberger ſei
wieder einmal abgefaßt worden, als er, vergnügt wie immer,
auf den Nebenwegen der Wahrheit wandelte.

Die gleiche Unwahrhaftigkeit hat ſich bezüglich des von HerrnErzberger in der „Deutſchen Allgemeinen Zeilung vom 12. Juli

behaupteten Auftrages für ſeine
Wiener Reiſe

ergeben. Durch die zeugeneidliche Ausſage des Herrn v. Beth.
mann Hollweg iſt feſtgeſtellt worden, daß der frühere Kanzler
Herrn Erzberger niemals einen ſolchen Auftrag
erteilt hat. Jn, dieſem Punkt iſt die Beweisaufnahme ſo
ſehr zu Ungunſten des Nebenklägers ausgefallen, daß er ſich
hinter der Behauptung verſtecken mußte, er habe gPanot daß
der Kanzler ihm dieſen Auftrag durch Herrn v. Bergen er-
teilt habe. Als auch dieſe Poſition unhaltbar wurde, als ihm
vorgehalten wurde, daß er auf Wunſch des Kardinals Piffel
nach Wien habe reiſen ſollen, und als der Vorſitzende Herrn
Erzberger fragte, was denn nun eigentlich richtig r gab der
Herr Nebenkläger die klaſſiſche Antwort „Beides kann
der Fall ſein.“

Der Verteidiger geht dann auf die
Juli- Reſolution

ein und ſagt: Die Vernchmung der Herren Bethmann Hollweg
Spahn, Lewald und Harbou ergab aber erſtens, daß Herr Erz-
berger im ſtrikten Gegenſatz zu ſeiner Behaup.
tung dem Reichskanzler von der Abſicht ſeines Vorſtoſzes, der
zur Juli- Reſolution führte, weder direkt noch indirekt Mit-
teilung gemacht hat. Zweitens, daß er entgegen ſeiner Behaup-
tung den damaligen Staatsſekretär des Jnnern Helfferich vor
her nicht unterrichtet hat. Erzberger hat in der Konferenz am
80. Juli Helfferich verſichert, daß er über den UBootkrieg zwar
Bedenken habe, daß er die Angelegenheit aber nicht in der Bud-
getkommiſſion zur Sprache bringen wolle. Drittens hat ſich er
geben, daß Herr Erzberger, nachdem er am Vormittags des
6. Juli in der Budgetkommiſſion den Vorſtoß unternommen hatte
und am Nachmittag vom Reichskanzler Rede geſtellt wurde,
Herrn v. Bethmann Hollweg über den Vorſtoß mit der Angabe
zu täuſchen verſuchte, es komme für Herrn Erzberger nur dar
auf an, eine für die Friedenspolitik des Reichskanzlers tragfäbige
Mehrheit zu ſchaffen. Das ſagte Herr Erzberger, der wenige
Stunden vorher Dr. Streſemann zu einer Unterredung für den
nächſten Morgen eingeladen khatte, um dieſen in Gegenwart des
Oberſt Bauer über den Plan zum Sturz des Kanzlers
zu unterrichten. Viertens, während am 11. Juli abends die
Herren Fehrenbach und Spahn dem Starntsſekretär Helfferich
mitteilten, das Zentrum ſähe in ſeiner großen Mehrheit keine
Notwendigkeit für den Rücktritt des Kanzlers, hat Herr Erz-
berger am Morgen des 12 Juli dem Kronprinzen erzählt, das
Zentrum habe beſchloſſen, der Kanzler müſſe zurücktreten. Tat-
ſächlich iſt ein ſolcher Beſchluß erſt am Nachmittag des 12. Juli
zuſtande gekommen, und zwar infolge der von Herrn Erzberger
verbreiteten Mitteilung, das Hindenburg und Luden
dorff ein weite Zuſammenarbeiten mit dem Kanzler ab-
lehnen,5 Jn dieſem verhängnisvollen Intrigenſpiel wird man ver-

gebens nach einer Perſon oder Partei ſuchen, die für ſich das
Vorrecht in Anſpruch nehmen könnte, daß ihr Herr Erzberger
die Wahrheit geſagt habe. An dieſem, für die Beurteilung der
Wahrhaftigkeit des Nebenklägers vernichtenden Urteil kann auch
die überfallartige Entlaſtungsoſfenſive des Nebenklägers, die mit
einem groſ;,en Aufgebot von Miniſterkollegen inſzeniert worden
war, nichts ändern. Der Nebenkläger hat in der Verhandlung
als Zeuge unter ſeinem Eide geſprochen. Jm Fall
Thyſſen ſind ſeine anfangs aufgeſtellten Behauptungen ekla-
tant widerlegt worden. Jm Fall Berger ſuchte Herr Erz
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„Als der Herr Oberlandesgerichtsrat das Zimmer
wieder betrat,“ qg Paul, der ſich ein Weilchen beſonnen
hatte, „ſtand Dr. Bronſart am Fenſter. Er hatte vorher am
Tiſche geſeſſen. Er warf einen eigentümlichen Blick auf
meinen Herrn, der mir unheimlich vorkam. Der Herr Ober-
landesgerichtsrat ſetzte ſich an den Tiſch und forderte Herrn
Dr. Bronſart zum Trinken auf. Als ich das Zimmer ver
laſſen wollte, gebot mein Herr mir, zu bleiben. Jch weiß
nicht, warum dies geſchah, aber mir war es lieb, denn ich
hatte plötzlich das Gefühl, daß Dr. Bronſart meinem Herrn
übel wolle. Er näherte ſich langſam dem Tiſche und ſah
den Herrn Oberlandesgerichtsrat unverwandt dabei an.
Mein Herr ergriff zuerſt eins der gefüllten Gläſer, die
nebeneinander auf einem Tablett in der Mitte des Tiſches
ſtanden, beide gleich weit entfernt von dem Seſſel, auf dem
der Herr Oberlandesgerichtsrat ſaß. Als dieſer das Glas
in der Hand hielt, nahm Dr. Bronſart das zweite. Sie
tranken es beide leer.“

Ein Aufatmen ging durch die Menge, ein erlöſender
Seufzer ſtahl ſich von Maja Lindners Lippen.

„Sie ſagen hier unter Jhrem Eide aus,“ mahnte der
Vorſitzende den Zeugen, „und Jhre Mitteilungen ſind von
der größten Wichtigkeit. Wiſſen Sie ganz genau, daß es
ſich ſo verhielt, wie Sie angaben? Daß Jhr verſtorbener
Herr beſtimmt zuerſt ein Glas ergriff und Dr. Bronſart
dann erſt das andere nahm und trank?“

„Jch weiß es ganz beſtimmt,“ entgegnete Paul, „ich
habe die reine Wahrheit geſagt.“

Die Zeugenausſagen waren zu Ende. Die Sachver
ſtändigen wurden vernommen.

Was ſie ſagten, wußte man bereits. Daß der Tote an
einer Vergiſtung geſtorben ſei, und daß dieſes Gift höchſt
wahrſcheinlich Morphium geweſen war. Darüber, daß der
Tod durch Gift eingetreten, ſei ein Zweifel unmöglich.

Die Sitzung wurde geſchloſſen. Für den nächſten Tag
ſtanden die Plaidoyers und das Urteil in Ausſicht.

Unter ungeheurer Erregung verlief ſich das Publikum
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ſeine und des Kommergzienrats Berger in der Vorunter
ng gemachten Angaben unter ſeinem Eide abzuleugnen.
Wnangelnde Gedächtnis mußte hier alles decken.
2 in der Vorunterſuchung er noch gengu gewußt habe, wurde
P Hauptverhandlung urplötzli aus ſeiner Erinnerung aus
t. Im Fall Richter laſſen ſich die Angaben des Neben-

ebenfalls nicht mit Vergeßlichkeit erklären. Gang kraß
n auch ſeine Ableugnungeverſuche in der Hapagſache.
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Ueber die eogeen Ausführungen Dr. Alsbergs werden
morgen berichten.
Der Vorſitzende vertagte die Sitzung auf morgen o Uhr

ad erklärte, daß dann ſofort der Anwalt Erzbergers, Juſtizrat
hordon, zu Wort kommen werde.

gas Kriegsverbrechengeſetz angenommen
verfaſſungswidrige Nationalverſammlung

Berlin 4. März.
präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr

inuten.
der Tagesordnung ſteht zunächſt die zweite Beratung

z Gefetzentwurfs zur Ergänzung des Geſetzes zur Verfolgnug
un Kriegsverbrechen und Kriegsvergehen vom 18. Dez. 1919.

Abg. Dr. Kahl (D. Vpt.) als Berichterſtatter: Der Entwurf
abgeſehen von einem Zuſatz, unverändert aus der Kom

Nſion hervorgegangen. Er iſt ein politiſches, kein juriſti
s Geſetz. Er widerſpricht allem juriſtiſchen Empfinden. Er
hderſpricht unſerem Recht. Aber er iſt ein Ausnahmegeſetz für
nen Ausnahmezuſtand. Ein Troſt iſt es, daß der un be ſt e ch
iiſhe Wahrheitsſinn des Reichsgerichts aus der
zuaſtrophe retten wird, was zu retten iſt.

ſeichsjuſtizminiſter Schiffer: Die Vorlage iſt nur ein
shritt weiter aufduſtimmung iſt ein Opfer, das gebracht werden muß, um
khimmeres zu verhüten, und das gebracht werden kann, um
deuſches Recht, deutſche Ehre und deutſche Sitten zu retten.
Pir danken dem deutſchen Volke dafür, wir danken Jhnen dafür,
ſaß Sie uns inſtand geſetzt haben, die ſittliche Unmöglichkeit der
ſoderung der Auslieferung darzutun. Kein Unſchuldiger darf
heſraft werden, kein Schuldiger darf ſeiner Strafe entgehen.
Zwiſchenrufe rechts: Die Entente wird entſcheiden Der Vor
halt der Entente wird ein Vorbehalt der Macht, nicht des
ſechts. Er wird das Reichsgericht nicht beeinfluſſen. (Beifall.)

Abg. Dr. Quarck (Soz.): Den Antrag Arnſtadt, welcher ver
daß nur auf Grund neuer Tatſachen zum

weiten Male gegen einen Beſchuldigten verhandelt werden
unn, lehnen wir ab. Den Zuſatz des Ausſchuſſes, daß die
ten des Verfahrens der Reichskaſſe auferlegt werden können,
ſewilligen wir. Auch die gegneriſchen Kriegsverbrecher müſſen
ar Verantwortung gezogen werden.

Abg. Burlage (Zentr.): Wir fügen uns der Notwendigkeit
er Lage.

Abg. Falk (Dem.): Wir müſſen dieſe Vorlage annehmen.
ke iſt ein großer Erfolg der Regierung (7), hinter
r in dieſer Frage das ganze Volk geſtanden hat. Ein Antrag

Unabhängigen, die Oeffentlichkeit der Reichsgerichtsverhand
lungen noch beſonders ſicherzuſtellen, iſt überflüſſig. Wenn wir
m Reichsgericht Richterſprüche erwarten, die uns vor uns
ſt rechtfertigen, ſo ſind wir überzeugt, daß das Reichsgericht
ih von keiner Politik leiten läßt. Ungeſühnt bleiben darf nicht
s Unrecht auf der anderen Seite Die Deutſchen, die von der
üntente ergriffen und wegen angeblicher Kriegsverbrechen abge
urteilt worden ſind, müſſen befreit und vor deutſche Gerichte ge
lt werden. Die Ausſagen der heimkehrenden Kriegsgefangenen
ind die Morde in den beſetzten Gebieten beweiſen, daß viel
ähuld auf der Gegenſeite vorhanden und unbeſtraft iſt.

Abg. Seeger (U. S.): Die Vorlage dürfte nicht ſo ſehr auf
en Zwang der Entente zurückhgeführt werden, als auf unſer
enes Rechtsbewußtſein. Das Verlangen nach einer Liſte der
huldigen auf der Gegenſeite könnte zu Verwicklungen führen.

Der Antrag der Unabhängigen wird abgelehnt.
Abg. Warmuth (Dn.) begründet den Antrag Arnſtadt, durch

en das Geſetz unſerm Rechtsempfinden genähert wird.
Unterſtaatsſekretär Joel bittet, den Antrag abzulehnen.

t ſeien eben leider nicht frei in unſeren Entſchließungen.
Der Antrag wird abgelehnt. Der Zuſatz des Aus

huſſes wegen der Koſten wird angenommen. Damit iſt der
ſehentwurf erledigt.
Es folgt die Abſtimmung über Z 12 Ziffer 12 Abſatz 1 des
eihseinkommenſteuergeſetzes, der unter Ablehnung des dazu
liegenden Antrages der Deutſchnationalen „fünf Jahre“ (ſtatt
in Jahre in der Ausſchußfaſfung) angenommen wird.

Sodann wird in die
en Beratung des Entwurfes eines Landesſteuergeſetzes
ngetreten.

Abg. SimonSchtwaben (Soz.): Das Geſetz wird von Län
in und Gemeinden binnen kurzem als Wohltat empfunden
erden. Weitergehende Anträge im Ausſchuſſe mußten abge
hnt werden.

Abg. Heſſe (Dem.): Das Geſetz iſt das Kernſtück der ganzen
uergeſetzgebung. Die Länder und Gemeinden werden im
ühſten Jahre mit zehn bis zwölf Milliarden zu rechnen haben.
e den Ueberweiſungen wird ſich nur etwas über die Hälfte
eſes Steuerbedarfs ergeben. Die den Ländern und Gemeinden
erwieſenen ſelbſtändigen Steuerquellen, wie Luſtbarkeits
er uſw., werden wenig über eine Milliarde ergeben.

Abg. Düwell (U. S.): Mit der Tendenz des Geſetzes, die
Abſtändigkeit der Länder einzuſchränken, können wir einver
en ſein. Wir werden das Ergebnis der zweiten Beratung
Varten.
Morgen 1 Uhr Fortſehung; vorher Anfragen
Schluß nach 6 Uhr.

unſerem Leidenswege. Jhre

Preußenparlament
Gegen die Preistreibereien im Holzhandel.

Berlin, 4. März.
Beginn 12 Uhr. Die Beratung des Antrages Dr. Ritter

(Dn.) auf baldige Wiedergewährung von Eiſen-
bahnfahrpreisermäßigungen für die Jugend
wird fortgeſetzt. Die Unabhängigen beantragen eine Einſchal-
tung, wonach die Ermäßigung für die Jugendorga
niſationen aller Richtungen gelten ſoll. Beide An
träge gehen an den Ausſchuß für Bevölkerungspolitik.
Es folgen Bittſchriften, darauf die förmliche Anfrage Mentzel-
Stettin (Dn.) über die Holzpreiſe.

Abg. Mentzel (Dn.): An den Wiederaufbau der mittelſtän-
diſchen Betriebe iſt bei den jetzigen Holzpreiſen nicht zu denken.
Was wird die Regierung tun, um den jetzigen Zuſtand zu be
ſeitigen?Tandwirtſchaftsminiſter Braun: Unſere Aufgabe wird ſein
die Durchführung verſchärfter Kontrollmaßnahmen und die Ver-
hinderung der Ausfuhr. Aber ſo lange wir keine Einfuhr aus
dem Auslande haben, iſt eine kataſtrophale Entwickluig kaum
abzuwenden. Dem Preiswucher werden wir mit allen Mitteln
zu ſteuern ſuchen.

Abg. Peters (Soz.): Vor allem iſt dafür zu ſorgen, daß die
ärmere Bevölkerung Holz zu billigen Preiſen erhält. Um die Ge
ſundung des Holzmarktes anzubahnen, muß die öffentliche
Bewirtſchaftung des Holzes einſetzen.

Abg. Altengeer (Zentr.) beklagt insbeſondere die Lahmlegung
der Bautätigkeit durch den Holzhandel.

Abg. Goll (Dem.): Auch der Holzhandel nach Gewicht muß
unterbunden werden.

Die Abgg. Chriſtange (U. S.) und Held (D. Vp.) fordern
ebenfalls Maßnahmen zur Verhinderung der Holzausfuhr.

Die Anfrane iſt damit erledigt.
Schluß gegen 254 Uhr.

Die preußiſche Landesverſammlüng wird ſich bis zum
16. d. M. vertagen. Nach den Ferien wird ſie eine Reihe von
Geſetzesvorlagen beraten, deren Erledigung noch vor Oſtern
dringend notwendig iſt: die Verfaſſung, einen Nachtrag s-
etat, die Uebernahme der Eiſenbahnen auf das Reich, das
Moorkulturgeſetz, die Unterbringung der Beamten aus den be
e Gebieten und anderes mehr. Der neue Etat dagegen
ürfte der Landesverſammlung erſt nach Oſtern zugehen.

Ob der Geſetzentwurf GroßBerlin noch im März erledigt wird,
ſteht noch dahin. Alle Vorlagen dürften in einer Woche fertig
geſtellt werden, damit der Verfaſſungsausſchuß noch vor Oſtern
ſeine Arbeiten beginnen kann. Jm Aelteſtenrat wurde ferner
zur Sprache gebracht, daß Reichsangelegenheiten
möglichſt nicht in der Landesver ſammlung be
handelt werden ſollen, und den Fraktionsvorſitzenden nahegelegt,
in dieſem Sinne auf ihre Parteien einzuwirken.

Was der Eiſenbahn helfen würde
General Gröners Vorſchläge.

Berlin, 4. März.
Zur Erlöſung aus den gegenwärtigen Verkehrsnöten macht

der ehemalige Leiter des Eiſenbahnweſens im Kriege, General
Gröner, in einer Unterredung, die er einem Preſſevertreter
gewährt hat, den Vorſchlag, künftig ohne Rückſicht auf die Landes

lediglich nach wirtſchaftlichen Zuſammen
ängen einige wenige Generaldirektionen zu bilden

als Träger der geſamten Eiſenbahnverwaltung. Sache des
Miniſteriums ſei es dann nur noch. einen Ausgleich zwiſchen
den Forderungen dieſer Generaldirektionen herbeizuführen.
Ferner müſſe man den techniſchen Beamten künftig einen größe
ren Einfluß einräumen und mit dem Juriſtenmonopol brechen.
Heute ſeien wir glücklich ſo weit, daß nur die Schieber noch erſter
oder zweiter Klaſſe fahren können. Man müſſe doch endlich ein-
mal einſehen, daß es nicht gut ſei, immer nur den Verkehr durch
Erhs“ ung der Tarife zu belaſten. Es müſſe eine Sparſamkeit
der ganzen Organiſation und eine Beſſerung im Betriebe und
in der Verwaltung eintreten.

Die Unterſuchung gegen die Reichs
fiſchverſorgung

Die Unterſuchung befindet ſich vorläufig noch im Stadium
der Vorunterſuchung. Die Verteidigung des Angeklagten Nathan
hat den Antrag beim Reichsgericht geſtellt, die Anklage
den Berliner Gerichten zu überweiſen mit der Begrün-
dung, daß die Fiſchverſorgung ihren Sitz in Berlin hat, notwen
dige Zeugen hier leicht zu erreichen ſind und auch alle Ge
ſchäftspapiere ſchnell eingeſehen werden können.

Unruhen in Bayern
Jn Straubing iſt es zu blutigen Krawallen gekommen, weil

dort Schlächtermeiſter wegen verbotener Schlachtungen verhaftet
worden ſind. Die letzten Meldungen darüber lauten:

München, 4. März.
Durch das energiſche Eingreifen einer Regierungskommiſſion

iſt die Ruhe in Straubing wieder hergeſtellt worden. Die Arbeit
ruht, ſoll aber nach der Beerdigung der Opfer wieder aufgenom
men werden. Reichswehrartillerie und berittene Truppen halten
die Stadt beſetzt. Die Opfer ſollen nicht durch Schüſſe der Reichs
wehrtruppen, vielmehr durch Kugeln aus der Reihe der Demon-
ſtranten getroffen worden ſein. Schwer verletzt wurde noch der
Sohn des zweiten Straubinger Bürgermeiſters.

Das Sonderabkommen über Kehl
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Karlsruhe, 4. März.
Jn BadenBaden wurde nach langen, ſchwierigen Verhandn

lungen das in Artikel 65 des Friedensvertrages vorgeſehene
deutſch franzöſiſche Sonderabkommen über den Kehler Rhein-
hafen durch Notenaustauſch mit dem franzöſiſchen Delegierten
abgeſchloſſen.

Unſere Knnäherung an Sowjet-Rußland
(Von unſerem hi-Sonderberichterſtartter.)

Berlin, 4. März.
Nachdem der Ausſchuß für Auswärtige Angelegenheiten den

Entſchluß gefaßt hat, die wirtſchaftlichen Beziehungen zu Sowjer
Rußland wieder aufzunehmen, dürften entſprechende Verhand
lungen bald aufgenommen werden. Wie ſehr der ruſſiſchen Re
gierung an einer Annäherung an Deutſchland gelegen iſt, geht
daraus hervor, daß heute wieder Kommiſſionen aus Rußland in
Berlin eingetroffen ſein ſollen, die mit der deutſchen Ärbeiter
chaft in Verbindung treten wollen, um die Anbahnung der
wirtſchaftlichen Beziehungen zu beſchleunigen.

Es gärt in Oeſterreich
Wien, 4. März.

Die Blätter melden aus Brünn, daß es dort geſtern abend
u neuerlichen deutſchfeindlichen Kundgebungen vor dem Deutſchen Hauſe kam. Militär und Polizei ſäuberten den Platz.

Jn Olmütz kam es geſtern nachmittag zu Lebensmittel-
unruhen und zu Plünderungen der vier größten Lebensmittel-
geſchäfte der Stadt. Erſt Abend gelang es nach Verhaftung
von 80 Plünderern, die Ruhe wieder herzuſtellen.

Die in Karlſtein untergebrachten ungariſchen Kommu
R ſt e n, ſowie die in den Spitälern befindlichen Fükrer wurden

wie die Blätter melden, geſtern abend bis zur weiteren Entſchek
dung über ihr Schickſal in einen Pavillon der Wiener Jrren-
anſtalt Steinhof gebracht. Der in Steckerau im Krankenhauſe
befindliche Bela Khun verbleibt dort bis zu ſeiner vollſtänoi
gen Geneſung.

Hoffmanns Erzählungen
Der Abgeordnete Adolf Hoffmann hat laut „Freiheit“

in der Landesverſammlung behauptet: „Die Ausplünde-
rung des Schloſſes hat in der Tat erſt begonnen, nachdem
die Matroſen mittels Kanonen daraus vertrieben worden
waren.“

Herr Adolf Hoffmann hat ein kurzes Gedächtnis; er felbſt
hat mit den anderen unabhängigen Mitgliedern des Kabinetts
am 12. Dezember 1918 den Beſchluß unterſchrieben, wegen
der vielen Plünderungen die Matroſen unverzüglich
aus Schloß und Marſtall zu entfernen. Gewiß ſind unter den
Matroſen ehrliche Menſchen geweſen, wie z. B. der Zahlmeiſter
Jakubowski, der es ermöglicht hat, daß eines Nachts die Kaſſe
des Oberhofmarſchallamts in Sicherheit gebracht wurde aber es
wird den Vertretern der Preſſe, die am 31. Dezember 1918 das
Schloß beſichtigten, erinnerlich ſein, daß der Chef der Matroſen-
kriminalabteilung mit Stolz ein ganzes Warenlager
von geſtohlenen Sachen zeigte, die er ſeinen Leuten ab
genommen hatte; wieviel in Wirklichkeit geplündert worden ift,
läßt ſich daraus ermeſſen. Die Gegenſtände, welche bei der
gleich nachher begonnenen Jnventariſierung fehlten, zählen
nach Tauſenden. Von 700 bis 800 „requirierten“ Stücken
Bettwäſche ſind kaum 50 wieder zum Vorſchein gekommen.

Was es mit den „Milliarden-Werten“ für eine Bewandtnis
hat, die nach Anſicht des Herrn Adolf Hoffmann unter der Auf-
ſicht des Finanzminiſteriums und der Hofbehörden verſchwunden
ſein ſollen, iſt aus drei Aktenſtücken erſichtlich, aus denen her-
vorgeht, daß die in Betracht kommenden Kunſtwerke des ehemals
Königlichen Schloſſes ſchon ſeit längerer Zeit in
Muſeen untergebracht ſind.

Anſchluß an die Deutſchnationale Volkspartei. Die bayeriſche
Mittelpartei hat in einer nach Nürnberg einberufenen Landes-
ausſchußſitzung einſtimmig den Beſchluß gefaßt, in ein engeres
Verhältnis zur Deutſchnationalen Volkspartei im Reich zu treten.
Den äußeren Anlaß für dieſen Beſchluß bot die vorausſichtliche
Geſtaltung des Reichstagswahlrechtes, die kleinere, nur in ein-
zelnen Reichsgebieten wurzelnde Parteien geradezu zwingen
wird, zur Verwertung ihrer Reſtſtimmen den Anſchluß an eine
über das ganze Reich verbreitete große Partei zu ſuchen. Die
Bayeriſche Mittelpartei will in parteipolitiſcher Hinſicht auf den
Zuſammenſchluß aller rechtsſtehenden Gruppen im ganzen Reich
hinarbeiten unter gleichzeitiger Pflege der bayeriſchen Eigenart.
Jn welcher Form der Anſchluß der Bayeriſchen Mittelpartei an
die Deutſchnationale Volkspartei ſich vollziehen und durch welche
Maßnahmen ihre Selbſtändigkeit gewahrt werden kann, iſt Auf

der Verhandlungen mit der Leitung der Deutſchnationalen
olkspartei, mit deren unverzüglicher Einleitung eine mehr-

gliedrige Kommiſſion beauftragt iſt.
Der „Geiſt“ der Revolution. Eine kleine Anfrage des

Abg. Dr. Ritter in der Landesverſammlung beſagt: „Jn einer
Mittelſchuls von Frankfurt a. M.-Süd wurde eine Volks und
Jugendausgabe der Märchen von 1001 Nacht ausgemerzt, weil
darin von Fürſten und von Königsthronen die Rede ſei.“
Kommentar überflüſſig.

Schulfragen der Zeit
Lichtenberger „Sittenkunde“

In Lichtenberg bei Berlin, das durch die März- Ereigniſſe des
vorigen Jahres eine, allerdings recht bedenkliche Weltberühmt-
heit erlangt hat, will man aufs Ganze gehen. Die dortige Stadt-
verordnetenſitzung hat ſich mit einer Magiſtratsvorlage zu be
ſchäftigen, die von Oſtern 1920 an die Einführung eines Unter-
richts über „Sittliche Lebenskunde“ in den Schulen für die Kinder
vorſieht, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen oder über-
haupt keiner Kirchengemeinſchaft angehören. Der Unterricht ſoll
als private Veranſtaltung der Stadt eingerichtet werden. Jn ilm
ſoll die Erziehung zur ſittlichen Perſönlichkeit im Mittelpunkt
ſtehen; Fragen des religiöſen Lebens und der Religionsaeſchichte
ſollen „von einem freien, beſonders von konfeſſionellen An-
ſchauungen völlig unbeeinflußten Geſichtspunkte behandelt
werden“. Als Grund für dieſe Veranſtaltung wird der „Wunſch
zahlreicher Eltern“ angegeben; in Wirklichkeit will man damit
aber wohl die Wünſche zahlreicher Eltern zuvorkommend durch
kreuzen. Es hat ſich nämlich bei den Vorbereitungen zu den
Elternbeiratswahlen herausgeſtellt, daß vielfach Eltern, die ſich
ſelbſt als diſſidentiſch bezeichnen, die Teilnahme ihrer Kinder am
Religionsunterricht wünſchen, um der Allgemeinbildung willen,
wie ſie verſchämt ſagen, tatſächlich aber, weil ſie den erzieheriſchen
Einfluß der Religion bei ihren eigenen Kindern nicht miſſen
möchten. Dieſen Eltern ſoll nun der Vorwand zur Teilnahme
ihrer Kinder am Religionsunterricht genommen werden, indem
man die Sittenkunde“ einführt, die alſo auch Fragen des
religiöſen Lebens und der Religſonsgeſchichte traftieren woill. frei-
lich beileibe nicht in religiöſem Geiſte. Man will alſo die Schale
der Nuß beſchreiben und über ihr Ausſehen dozieren, vor dem
Genuß des Kerns aber die Kinder ſorgſam behüten.

Jmmerbin, warum ſollte man nicht für diejenigen Kinder,
denen ein ſo wichtiges Bildungsmittel für Herz, Gemüt und
Charakter, wie es die Religion und die liebevolle Beſchäftigung
mit ihren großen Fragen bietet, durch den Unverſtand ihrer
Eltern durchaus vorenthalten wird, eine Art Erſatz ſchaffen.
Alſo eine Sittenlehre, einen Abklatſch des franzöſiſchen Moral-
unterrichts, von deſſen veredelnder Wirkung man allerdings wahr
haftig nichts merkt. Es iſt ein Erveriment, bei dem leider die
Seelen der Kinder die Verſuchsobjekte ſind. Nur fragt ſich ſehr,
ob jetzt die Zeit zu ſolchen Experimenten iſt. Als ſich nach dem
tiefen Fall von Jena unſer Volk wieder erheben und embvor-
arbeiten ſollte, war es gerade der Geiſt gläubigen Chriſtentums,
der ihm das ermöglichen half. Heute und in Lichtenberg wird
ſelbſtverſtändlich der viel cerübmte „Geiſt der neuen Zeit“ dem
Sittenunterricht als Grundlage und Jnhalt dienen. Wenn man
nur ſo recht wüßte, worin er eigentlich beſteht! Erzberger, der
ja als Obervrieſter des neuen Syſtems gelten kann, hat gegen
über den Vorhaltungen Helfferichs gewiſſermaßen als Ertrakt der
Moralanſchauungen der „neuen Zeit“ das Wort geprägt: „Jſt
denn das verkoten?“ M ſo Was nickt verboten iſt, iſt erlaubt;
wenn man nicht gefaßt wird, tut man kein Unrecht. Das in der
Tat iſt die Lehre, nach der heute in der Aera des Schiebertums und
der Korruption verfabren wird. Eine „zeitgemäße Sittenkunde“
könnte da in ſehr bedenkliche Geleiſe geraten, zumal wenn ſie
ängſtlich bemüßt iſt, ſich von „konfeſſionellen Anſchauungen“, alſo
poſitiven Glaubenslehren freizuhalten, wie wir ſie etwa in den
zehn Geboten und in Luthers Katechismus finden. Die „zahl-
reichen“ Eltern, auf deren angeblichen Wunſch dieſer Sitten-
unterricht eingeführt werden ſoll. werden, falls ſie ſich überhaupt
verſtändnisvoll um den Unterricht ihrer Kinder bekümmern, wohk
bald erkennen, daß es mit Vhraſen nicht getan iſt, und werden
dann wohl kommen und um Wiederaufnahme ihrer Kinder in den
Religionsunterricht bitten. Es hat ja ſchon jetzt manche Mutter,
die nach der Revolution aus der Landeskirche ausgetreten war,
die Kinder wieder zum Religionsuntrricht gebracht. Oder glaubt
man in Lichtenberg einen ſo beſonderen Religionserſatz bieten
zu können, daß damit im Handumdrehen eine Jahrtauſende alte
Entwickalung in die Ecke geſtellt werden kann



ihrem erſten Pfarrer gewählt.

Unterpei GOeutſchnationaledem Vorſitz des Herrn itzer
fand hier im Gaſthof per Kaiſer“ eine von der

Volkspartei einberu e Verſamm-Wer der über die politiſche
Die äuKüner eeken

deteil unsda e uns nur noch alle Nahrungs mittel forteſſen
w n. r Entrüſtu:Anweſenden war die rich

ſeinem Schlußwort ging Herr
En n mit Erfolgzu einem würdigen Abſchluß.

14 Naumburg, 4. März.

m

(Homprediger Buck ver
t Naumburg.) Wie wir hören, hat die evangeliſche Ge

nde der Stadt Oldenburg den Domprediger Buck hier zu
Dieſer wird vorausſichtlich im

Mai Naumburg verlaſſen, wo er ſeit fünf Jahren ſegensreich
ſeines Amtes waltet. Die No vom Weggange des allbe

Pfarrers wird in weiten Kreiſen der Stadt mit Be

Da Die Deutſchnationald. Halberſtadt, 6. März. e e u nationaleVolk spartei) veranſtalbete geſtern abend eine öffentliche
Verſammlung, in der Landtagsabgeordneter Budjuhn über
„Wie werden wir Deutſche wieder frei?“ ſprach. Er kritiſierte
gunächſt das Verhalten der Revolutionsregierung, meinte, daß
von dieſen Männern keine Rettung zu erwarten ſei und ſtellte
als Grundbedingungen für das Wiederemporkommen folgende
t Sätze auf: 1. Verallgemeinerung der politiſchen Bildung;

Stärkung des Nationalgefühls; 8. Wiedereroberung des reli
giöſen Glaubensbekenntniſſes; 4. Erſtarkung der Sittlichkeit;,
Pflichttreue, des Ehr und Gemeinſchaftsgefühls; 5. geſundes
Wirtſchaftsleben. Jm zweiten Teil beſchäftiate er ſich vor
wiegend mit Fragen des Mittelſtandes, kritiſierte das Betriebs-
rätegeſetz als arbeitsfeindlich, die Sozialiſierungspläne und be
tonte, daß Handwerk und Gewerbe ebenſo wie Handel und
Bauernſchaft mit dem arhtſtündigen Arbeitstag nicht auskommen
könnten. Der Vortrag fand um ſo ſtärkeren Beifall, je mehr
Anhänger der Sozialdemokraten durch Zwiſchenrufe ihn abzu
ſchwächen und zu ſtören ſuchten.

Magdeburg, 4. März. Großfeuer in einer Teer-
pappenfabrik.) Jn der vergangenen Nacht wurde die
Feuerwehr nach der Teerpappenfabrik von Küſter in der Halber
ſtädter Straße 9 gerufen. Das Obergeſchoß des als Fachwerk-
bau aufgeführten Hagergebäudes der Fabrik, das mit großen
Mengen Fertigwaren, Rohpappe und Splinthölzern belegt war,
ſtand in hellen Flammen. Dichte Rauchmaſſen erſchwerten das
Erkennen und Herankommen an den eigentlichen Brandherd ſehr.
Nur unter Aufwendung aller Energie vermochten ſich die Feuer
wehrleute uarbeiten, und unter gkoßen Anſtrengungen ge
lang es den Löſchzügen 2 e und 1 (Hauptfeuerwache),
mit 7 Rohren in dreiſtündiger Tätigkeit das Feuer auf ſeinen
Herd zu beſchränken. Gegen 344 Uhr konnte das Feuer als ge
1ſcht angeſehen werden. Außer dem bereits erwähnten Lager
vaum brannte der Heizraum für die Teerkeſſel aus. Die un
mittelbar angrenzenden Fabrikationsräume konnten erhalten
werden. Um 6 Uhr konnten die Löſchzüge unter Zurücklaſſung
einer Brandwache in ihre Wachen einrücken.

1. Gotha, 3. März. (Schadenfeuer.) Ein umfang-
reiches Schadenfeuer entſtand in der Samenhandlung von
J. M. Helms Söhne in Großtabarz, welche mit einer umfang
reichen Klenganſtalt verbunden iſt, in welcher die ſamenhaltigen
Waldfrüchte, wie Tannenzapfen, gedörrt werden, um den Samen
gewinnen zu können. Jn dieſer Trockenanſtalt entſtand um
Mitternacht durch einen ſchadhaften Ofen ein Feuer, welches ſo
ſchnell um ſich griff, daß an eine Rettung der Gebäude und
Samenvorräte nicht zu denken war. Das geſamte Grundſtück
nebſt den wertvollen Samenvorräten wurde ein Opfer des
Feuers. An den hunderttauſenden von Tannenzapfen fand es
reiche Nahrung. Der nur zum Teil durch Verſicherung gedeckte
Schaden wird auf annähernd 250 000 Mark beziffert.

Halle, 5. März.
Eine neue Beſtrebung des Allgemeinen

Studentenausſchuſſes Halle
Wie alle Studentenſchaften, hat auch die Halleſche ſchon

länger ihren Allgemeinen Studentenausſchuß, der für Wahrung
und Förderung der wirtſchaftlichen Intereſſen nach jeder Seite
hin eintritt, was nach dem Grundſatze der Selbſtverwaltung ge
ſchieht. Da ſeine Geſchäfte ungemein angewachſen ſind, hat er
zur Teilung der Arbeit in neueſter Zeit vier Abteilungen mit
Unterämtern ſchaffen müſſen. Als ein ſolches iſt das Preſſe
amt ins Leben gerufen worden, dem die Aufgabe zugewieſen
wurde, mit allen Volksſchichten durch die Tageszeitungen dauernd
eine Fühlungnahme in die Wege zu leiten, die Verſtändnis vom
Weſen der Studentenſchaft, ihrer wirtſchaftlichen Lage und ihrer
Arbeit vermitteln ſoll. Damit ſoll der ernſthafte Verſuch unter-
nommen werden, die Gegenſätze innerhalb des Volkes zur Er
möglichung ſeines Neuaufbaues zu beſeitigen, da man erkannt
hat, daß neben dem mangelnden guten Willen vor allem die
gegenſeitige Unkenntnis, die zu den falſcheſten Urteilen und zu
zerſetzenden Anfeindungen führte, ein geſchloſſenes Zuſammen

gehen aller Kreiſe verhinderte. vNachdem ſchon früher an der Univerſität Berlin ein „Hoch
ſchulring deutſcher Art“ gegründet wurde, iſt auch in
Halle am 24. Februar d. J. ein ſolcher ins Leben gerufen“ worden.
Ein demnächſt erſcheinender Artikel wird das Nähere darüber

Vortragskalender
des Deutſchnationalen Volksvereins

Halle und Saalkreis.
Märzverſammlungen abends um 8 Uhr im „Neu

marktſchützenhaus“:
Am Freitag, den 5., öffentliche Verſammlung: Abgeordneter

Dr. Oberfohren-Kiel: „Unſere wirtſchaftliche Not und
die demokratiſche Regierung“. Anſchließend freie Ausſprache.
Eintritt frei feſler Platz 1 Mark.

Am Mittwoch, den 10. März: Königin Luiſe-Ge
denken, nachmittags um 3 Uhr, im Mozartſaal, Weidenplan,
Vortragsfolge: Muſikvortrag, Anſprache, Frl. Böring, Merſe
durg; muſikaliſcher Vortrag, Hauptrede: Margarete Behm,
Mitglied der Nationalverſammlung. Schlußlied.
Vorzeigung der Mitgliedskarte in der Geſchäftsſtelle.

Am Sonntag, den 13. März, rormittags um 114 Uhr im
Dalhallatheatex* Abg. Pfarrer Dr. Tra u b: „Chriſtentum und
Kommunismus“.

Alle übrigen Karten für Mitglieder in der Geſchäftsſtelle,
ſonſt bei der „Halleſchen Zeitung und in der Lippertſchen Buch
handlung. Gr. Steigiſtraße 78

Karten gegen

Geſchlechtskrankheiten VBekäümpfung. Mit ider Fian he indet in der Martinſchule, Halle, Charlotten
aße, vom 14. März bis 7. April 1920 eine g. öffentlicheaber erſten e Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten

eitens des National-Hygiene-Muſeums Dresden und der Deut-
chen Geſellſchaft zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten
tatt. Die Ausſtellung iſt täglich von 12 bis 7 e
rztliche Führungen ebenfalls täglich. Näheres dur nzeigen

und Plakate.
Saarverein. Die nächſte Zuſammenkunft findet am

Mittwoch, den 10. März, abends um 8 Uhr im „Pilſener“, Bar
füßerſtraße ſtatt. Gäſte und Freunde der guten Sache herzlich
willkommen.

Verein ehemaliger 36er. Am Sonnabend, den 6. März,
abends um 756 Uhr Monatsverſammlung im Bad Wittekind.
Vortrag von Dr. Knieſche über „Vogelmord und Vogelſchutz“.

Familien- Nachrichten J
Geburten: Dipl.Jng. Winter und Käthe geb. Heckmann

bungen Emmi verw. Deckert geb. Heſſe mit Franz
eikert.Todesfälle: ierer Otto Kielhorn imAm B. Da Ta44 Lebensjahre. Am 2. März Auguſt Roſahl im 73. Le

bensjahre. Am 8. März Wilhelmine Hammer geb. Thieme
im 66. Lebensjahre. Am 8. Märg Poſtſchaffner a. D. Karl
Richter im 70. Lebensjahre. Am 8. März Marie Loch
mann geb. Groſſe im 44. Lebensjahre. Am 2. März Emilie
Gellert geb. Schild im 54. Lebensjahre. Am 4. März Guts
beſitzer Bernhard Lindner. Am 8. März Alma Spa-
rin g geb. Hilbvecht im 80. Lebensjahre.

„HF Sportbortchte
s. Gefährlicher Höhenrekordflug. Bei einem Rekordverſuch

des amerikaniſchen Major Schröder, der mit 10 980 Mtr. erfolg
reich war und den alten Rekord um 1520 Mtr. verbeſſerte, über
ſchlug ſich der Doppeldecker beim Abſtieg in 10 000 Mtr. Höhe,
ohne daß es Schröder zunächſt gelang, wieder Gewalt über die
Maſchine zu gewinnen. Erſt 600 Mtr. vom Erdboden fing
Schröder die Maſchine ab und kam ſo mit dem Schrecken davon.
Ein Nervenchok wird ihn jedoch noch längere Zeit an ſeinem
Rekvrdflug erinnern.

s. Der amerikaniſche Weltmeiſter Mae Lean in Berlin. Ein
eigenartiges Schauſpiel wird ſich in der nächſten Zeit dem Ber
liner Publikum bieten. Der amerikaniſche Weltmeiſter auf dem
Eiſe, Mac Lean, der bekanntlich erſt kürzlich in Stockholm gegen
Mathieſen unterlag den er jedoch im vergangenen Jahre in
New-Hork geſchlagen hatte wird ſich im Berliner Admirals-
palaſt als Kunſtläufer auf Rennſchlittſchuhen produgieren. Der
Amerikaner iſt hierzu durch die einzig daſtehenden Anlagen der
Berliner Bahn angeregt worden und ſoll ſein Engagement er
iſt bekanntlich Berufsläufer ohne jede finanzielle Verpflich
tung eingegangen ſein.
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Beſſere Geſchäftslage in der Kaliinduſtrie
Wie wir erfahren, haben ſich die Produktionsverhältniſſe in

der Kaliinduſtrie in den letzten Monaten ganz erheblich ver
beſſert. Dies iſt insbeſondere darauf zurückzuführen, daß die
Belieferung mit Kohlen ſich ſeit einiger Zeit weſent
lich günſtiger geſtaltet hat. Auch die Wagengeſtellung
war in den letzten Monaten bei den Kaliwerken direkt aus
gezeichnet, und wenn ſeit einigen Tagen wieder eine kleine Ver
ſchlechterung eingetreten iſt, ſo hofft man doch, daß ſie nicht von
Dauer ſein wird. Dieſe günſtigen Umſtände haben bereits ſehr
vorteilhaft auf die Kaliproduktion ſowie auf den Verſand der

liwerke eingewirkt, und es konnten der deutſchen Landwirt
ſchaft in den letzten beiden Monaten etwa 80--100.000
Waggons Kali zugeſührt werden, durch die der Bedarf im
allgemeinen voll gedeckt wurde. Was die Belieferung mit hoch
prozentigen Salzen anlanct, ſo konnte ſie bisher noch
nicht in dem wünſchenswerten Umfange gefördert werden.
Immerhin iſt die Ausſicht vorhanden, daß ſich in den nächſten
Monaten, in denen die Landwirtſchaft in wachſendem auf
die Verwendung hochprozentiger Salze angewieſen iſt, die Ab
lieferungsmöglichkeiten auch für ſie ſich beſſern werden. Die gute
Verſorgung der Landwirtſchaft mit Kaliſalzen wird hauptſächlich
den Wieſen und den Hackfrüchten zugrte kommen, wäh-
rend beim Getreide, das diesmal überhaupt durch die ſpäte Aus
ſaat rückſtändig geworden iſt, eine einſeitige Kalidüngung nicht
den gleichen Nutzen bringen kann, ſondern auch die Verwendung
ſtickſtoffhaltiger und vhosphorhaltiger Dünge-
mittel erforderlich iſt. Für deren Bezug liegen die Verhält
niſſe leider nicht ſo günſtig wie beim Kali. Die großen deutſchen

geſamten deutſchen Bedarf zu decken und darüber hinaus noch
erheblich für den /Export zu produgieren. In Wirklichkeit iſt die
Stickſtoffherſtellung bisher aber infolge der ſchlechten Kohlen
belieferung der Werke erheblich hinter dem Bedarf zurück
geblieben. Ganz ungünſtig iſt die Verſorgung der Landwirt-
ſchaft mit phosphorhaltigen Düngemitteln. Die Gewinnung von
ThomasPhosphatmehl im Jnlande iſt infolge des Uebergangs
Lothringens an Frankveich beträchtlich verringert worden, die
Einfuhr von Phosphaten aus dem Auslande iſt aber durch die
ſchlechte Valuta faſt unmöglich gemacht.

Abſchaffung der Lieferungsprämie
Erhöhung der Getreidepreiſe um 15 Mark.

Die Reichsregierung hat ſich grundſätzlich entſchloſſen, das
Prämienſhyſtem fallen zu laſſen, und wird ohne Rückſicht auf den
Prozentſatz des bereits erfüllten Lieferungsſolls jedem Landwirt
für jeden bereits gelieferten und jeden bis zum 15. März noch zu
liefernden Zentner Brotgetreide und Gerſte den Zentnerpreis um
15 Mark erhöhen. Für Lieferungen nach dem 15. März d. J.
wird ſich dieſer Preiszuſchlag vorausſichtlich bedeutend er
mäßigen. Es wird nun entſprechend den durch die Landesämter
mit den Kommunalverbänden geführten Verhandlungen auf der
unbedingten prompten Ablieferung des neuerrechneten Mindeſt
ſolls bis zum 15. März beſtanden werden.

Die Einfuhr von Eiern
ringe Mengen däniſcher und amerikaniſcher Kalkeier wurden
angeboten, deren Ankauf ſich aber ſchon mit Rückſicht auf den
ſchlechten Stand der Valuta nicht empfahl. Lediglich 180 000
Stück amerikaniſcher Kalkeier gelangten zum Zwecke der
Krankenernährung zur Verteilung. Dagegen wurde den Be
darfsländern 47 Tonnen Trockengangei und 47 Tonnen Eigelb
für Verteilung zur Verfügung geſtellt. Dazu ſchreiben die „Mitt.
aus dem Reichsernährungsamt“:

„Da mit einer weſentlichen Einfuhr von Auslandseiern
nach den jetzigen Ausſichten nicht gerechnet werden kann, wird
der inländiſche Verbraucher ſich daran gewöhnen müſſen, die

heranzuziehen. Um vie Einkäufe auf möglichſt günſtige
Weiſe täligen zu können iſt beabſichtigt, auch den Eiprodukten

Luſtſtickſtoffwerße wären zwar an ſich durchaus in der Lage, den

de am Einkauf und Vertrieb der Eiyredutie de
igen.

Anſtatt durch Ankauf von Futtermitteln die Eierproduttz
in Deutſchland ſelbſt zu heben, kauft man Eifabrikate. Hat m
etwa die Reichstrocknungsgeſellſchaft, die ſich zu einer prima
Geſellſchaft durchgemauſert hat, das Bedürfnis, ihre Troge
eifabrikate uns „ſtärker anzugewöhnen“ ür derartige un
landsunterſtützungen hat man bei uns bekanntlich viel u
Geld übrig, als zur Hebung der landwirtſchaftlichen Produtten

Nhktiengelellſchaften
Die Elektrizitätswerk Sachſen Anhalt Akt.-Geſ., die der

Deutſchen Kontinental-Gasgeſellſchaft nahe ſteht und unländurch Kauf von 747 Millionen Mark Aktien die Mehrheit
Landkraftwerke Leipzig erwarb, ſicherte ſich nunmehr auch
Aktienmehrheit der elektriſchen Kleinbahn im Mansfelder Ber

revier Akt.Geſ. in Berlin. ergPeniger Maſchinenfabrik und Eiſengießerei Akt. Gef in
Penig in Sachfen. Die Hauptverſammlung ſtimmte der Kapit
erhöhung um 1 auf 4 Millionen Mark zu. Die neuen in
werden von einer Gruppe zu 115 Prozent übernommenVeſipern alter Aktien im Verhältnis von 81 zu 120 Parn
angeboten. Zur völligen Deckung des Kapitalsbedarfs der G
ſell ſchaft wird in nächſter r den Aktionären eine weitere Er
höhung um 1 Million Mark vorgeſchlagen.

Polyphonwerke Akt.Geſ. in Leipzig. Die Generalverſamm,
lung ſetzte die Dividende auf 20 Prozent feſt und beſchloß die E
höhung des Grundkapitals durch Ausgabe von 1 Million e
auf den Jnhaber lautende Vorzugsaktien, die zum Parikurſe voneinem Konſortium übernommen werden und vor den Stamm
gktien bis zu 6 Prozent Dividende erhalten. Ferner werden
4 Millionen Mark Stammaktien ausgegeben. Dieſe werden
einem Bankkonſortium zum Kurſe von 182 Prozent übernomm
mit der Verpflichtung, z den Aktionären zu 140 Prozent a
Verhältnis von 2:1 anzubieten. Die Ausſichten für das ſolgente
Geſchäftsjahr ſind als günſtig zu bezeichnen.

Porzellanfabrik Ph. Roſenthal K Co. Akt.Geſ. in el
Dividendenvorſchlag 80 (25) h ferner Erhöhung des Aktien
kapitals um 3 auf 6 Millionen 238 Millionen Mark jun
Aktien ſollen den Aktionären im Verhältnis von 6:5 an
werden, während die reſtlichen 500 000 Mark einem beſonderen
Zweck dienen.

Hartkortſche Bergwerke und Chemiſche Fabriken Akt.-Geſ, in
Gotha. Jn der außerordentlichen Generalver,
ſammlung wurde die Erhöhung des Aktienkapi,
t als von 9 auf 9,9 Mill. Mark genehmigt. Es werden 750 au
den Inhaber lautende Vorzugsaktien ausgegeben, die mit 5 Pro
zent dividendenberechtigt find und die von einem Konſortium
zum Nominalwert übernommen werden. Dieſe Vorzugsaktien
ſind bei beſonderen Fällen mit einem achtfachen Stimmrecht aus.
geſtattet und haben den Zweck, den Einfluß ausländiſchen Kapi
tals innerhalb der Geſellſchaft zu verhindern.

Konſolidiertes Braunkohlenbergwerk „Caroline“ bei Offleben,
Die Generalverſammlung ſetzte die Dividende auf 30 Pro
feſt. Ueber die Ausſichten teilte die Direktion mit, dafßz ein ebenſo
befriedigender Abſchluß wie für das letzte Geſchäftsjahr zu er
warten ſei. Vorausſetzung ſei jedoch, daß der Reichskohlenrat
bei weiterem Steigen der rialien und Löhne auch höhere
Preiſe für Kohlen gewährt.

Induſtrie, Hancdel, Hanclwerk
Die neuen Zementpreiſe. Der Reichskommiſſar für Zement

hat die durch Bekanntmachung vom 4. Februar 1820 feſtgeſetzten
Preiſe mit Wirkung vom 1. März erhöht. Danach ſind für
10 000 kg Zement ab Werk ohne Verpackung und für die Gebiete
ſämtlicher deutſchen Zementverbände zu berechnen: 8880 M. für
Lieferungen an die Staatsverwaltungen für Staatsbauten und
3900 M. für Lieferungen an alle ſonſtigen Zementcbnehmer,
Jn Zukunft eintretende Kohlenpreiserhöhungen bedingen eine
weitere Erhöhung der Zementhöchſtpreiſe derart, daß jede
Kohlenpreiserhöhung für 1000 kg Kohle mit 65 Prozent in Anrechnung zu bringen und den Fementpreifen zuzuſchlagen iſt.

Hierbei ſind die vom Reichswirtſchaftsminiſterium für das Rher
niſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat für Steinkohle feſtgeſetzten
e reeie (einſchließlch Kohlen- und Umſatzſteuer) zugrunde
zu legen.

Weitere Erhöhung der Kohlenpreiſe. Auf Grund der
Ueberſchichten, die von den Bergarbeitern zur Hebung der
Kohlenförderung verfahren und die mit einem 100vprozentigen
Aufſchlag zum üblichen Lohn entſchädigt werden, mußte ſich
der Reichskohlenverband mit den Anträgen der Syndvikate, die
auf Preiserhöhungen abzielten, befaſſen. Er beſhloß, unter
Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſteriums, für die Bezirke
des rheiniſch weſtfäliſchen Kohlenſyndikats, des niederſächſiſchen
Steinkohlenſyndikats und des Steinkohlenſyndikats für den
retten Sachſen eine Preiserhöhung von 15 M. für je ein

vonne Steinkohle, ausſchließlich Kohlen und Umſatzſteuer, ab
1. Märg 1920 eintreten zu laſſen. Für die dem bahyriſchen
Kohlenſyndikat angehörenden Braunkohlengruben wurde eine
Preiserhöhung von 80,65 M. für je eine Tonne Briketts und von
26,40 M für je eine Tonne Rohbraunkohle, einſchließlich Kohlen-
und Umſatzſteuer, beſchloſſen.

Die Schrottpreiſe bewegen ſich ſeit einigen Tagen in fallender
Richtung. Es ſind Abſchlüſſe etwa 800 bis 400 Mark je Tonne
billiger getätigt worden, als in der vergangenen Woche, dabei
haben die Großhändler keine neue Eiſengegenlieferung verlangt.
Die rückläufige Entwicklung des Schrottpreiſes verdient beſonders
beachtet zu werden, möglicherweiſe hat ſie ſymptomatiſche Be
deutung für die allgemeine Wirtſchaftslage, denn ſchon öfter ſind
die Schrottpreiſe der allgemeinen Marktentwicklung vorausgeeilt.

Oel- und Kalilager bei Scherrebek (Nordſchleswig). Die neu
entdeckten Kalilager ſollen ſich über ein Gelände von 500 Hektar
erſtrecken und in etwa 220 Meter Tiefe liegen. Die Oellager
ſollen in 50 Meter Tiefe liegen. Der Beſitzer will ſofort an die
Ausbeutung herangehen.

Berliner Börlenberichte
Produktenbericht. Am Produktenmarkt war das Geſchäft

ruhig. Hafer blieb ſtetig. Es zeigte ſich viel Nachfrage fur
Reichsverpflegungsämter. Jnfolge Zurückhaltung des Konſums
war das Angebot vom Lager überwiegend. Jm Geſchäft mit
Hülſenfrüchten hat ſich nicht viel geändert. Kommunen zeigten
mehr Zurückhaltung. Lupinen waren feſt. Serradella
weiter nach. Heu und Stroh waren im Lokohandel matt Nah
Süden und Weſten beſtand Nachfrage.

Hafernotierungen:
Berlin, 4. März. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Mark

Eikonſerve ſtärker als bisher zum Verbrauch

aus dem Auslande ruhte im Januar d. J. vollſtändig. Nur ge

tige Abladung ab Abladeſtationen 4720—4760 Mk. Tendenz: feſt.loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn ſofor

Deviſen-Notiernngen: Berlin, 4. März.

Geld Brief eld. BriefAmſterd.- Rotterd. 3681 3689 NewYork 100,02 100
Brüſſel-Antwerp. 7315 733 Paris 704,30
Chriſtiania 16981 17012 Schweiz 1630Kopenhagen 1508 1511 Spanien 1739Stockholm 1878 1882 Wien ſ(altes) 499
Helſingfors Oeſterreich abgeſt. 9946talien 537 538 Prag 100,90ondon 344,65 345,35 l Budapeſt 35,71

Hauptſchriſtleiter: Helmut Böttc6er.Serartworiih tue Wollen Helm ant vie er r vocitſge Kahrin
wirtſchaft und Sport: Hans Heiling: für den geſamter übrigen redak

Teil V. Erich Sellheim.Vaul Lerſten; ſämtlich in Halle a. S r
Otto So tele, Buga und Kunſtdenceret, Verlag der Holleſhen Her
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